
Auch der Westen ist in Sachen Pressefreiheit nicht beispielhaft
Podiumsdiskussion anlässlich der Verleihung der Medaille Charlemagne an Reporter ohne Grenzen. „Mafiöse Strukturen“ in ehemaligen Ostblockstaaten.

VON JAN MÖNCH

Aachen. Man schrieb das Jahr
1968, als amerikanische Soldaten
die Zivilbevölkerung des vietna-
mesischen Dorfes My Lai nieder-
metzelten. Christoph Maria Fröh-
der war damals vor Ort. Geschützt
von der US-Armee, wurde der Jour-
nalist per Helikopter zu jenem Ort
geflogen, der zum Synonym wer-
den sollte für die amerikanische
Schande in Vietnam. Anschlie-
ßend erkundigte sich ein Offizier
nach seiner Einschätzung zum Ge-
schehenen.

An diese Begebenheit erinnerte
Fröhder sich im Aachener Rats-

saal, wo anlässlich der Verleihung
der Medaille Charlemagne an die
„Reporter ohne Grenzen“ eine Po-
diumsdiskussion zum Thema Me-
dienfreiheit stattfand.
Denn nicht nur die
1985 gegründete Men-
schenrechtsorganisati-
on sieht diese in Ge-
fahr. Auch Fröhder
hält eine solche Ach-
tung vor den Medien,
wie er sie in Vietnam
erlebte, heute für un-
denkbar. Ebenso Moderator Alfred
Schier vom TV-Sender Phoenix so-
wie die vier weiteren Teilnehmer
der Diskussion.

Christoph Lanz, Fernsehdirek-
tor bei der Deutschen Welle, be-
schrieb eine Weltkarte, die in sei-
nem Berliner Büro hängt. Schwarz

gefärbt sind darauf die Staaten mit
funktionierender Presseland-
schaft, rosa jene, in denen die
Presse in Gefahr ist. Rot steht für

nicht vorhandene Pressefreiheit.
Lanz: „Schwarz ist in der Minder-
heit, Rot und Rosa dominieren.“

„Mafiöse wirtschaftliche Struk-
turen“ etwa behinderten die Kolle-
gen in den ehemaligen Ostblock-
staaten. Das iranische Regime in-
des gehe so weit, „mal eben ganze
Straßenzüge nach versteckten Sa-
tellitenschüsseln absuchen zu las-
sen“. Im Ferienparadies Malaysia
hingegen sei der Empfang auslän-
discher Programme erlaubt. „Sie
werden einfach komplett zeitver-
setzt ausgestrahlt.“ So kann die
Zensur stets eingreifen.

Für Dirk Sager von den Repor-
tern ohne Grenzen ist auch die

Situation im Westen keinesfalls
durchweg beispielhaft – auch die
Industriestaaten Frankreich und
Italien gehören für ihn mit war-
nendem Rosa versehen. „Die Ein-
flussnahme ist ganz ungeheuer
und sehr bedenklich“, attackierte
der ehemalige DDR-Korrespon-
dent die Regierungen um Sarkozy
respektive Berlusconi.

Und in Deutschland? „Vergli-
chen mit anderen Ländern geht es
uns bestens“, stellte Dirk Sager
klar – trotz BKA-Gesetz und Vor-
ratsdatenspeicherung. „Wir haben
die Möglichkeit, uns zu wehren.
Wenn solche Gesetze durchkom-
men, tragen wir selbst die Schuld.“

Ines Arland, Reporterin in Berlin,
kritisierte ihren Berufsstand: „Die
Distanz zwischen Politikern und
Berichterstattern muss stärker ge-
wahrt werden.“

Wohin der Weg führen kann,
dazu wusste Christoph Fröhder
ein weiteres Erlebnis mit dem US-
Militär. Als 2004 die Folterungen
in Abu-Ghoreib bekannt wurden,
war er, dreieinhalb Jahrzehnte
nach My Lai, wieder vor Ort. Der
Kommandeur des Gefängnisses
verwehrte Fröhder den Zutritt ins
Sperrgebiet und erinnerte an ei-
nen Kollegen der Agentur Reuters.
Dieser war wenige Tage zuvor am
selben Ort erschossen worden.

„Verglichen mit anderen
Ländern geht es uns
bestens.“
DIRK SAGER
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/ Ines Arland, Re-
porterin beim TV-
Sender Phoenix in
Berlin: „Druck und
Schnelligkeit haben
im Journalismus zu-
genommen. Die
Gefahr besteht

auch darin, dass wir uns selbst
zu sehr malträtieren.“

/ Christoph Maria
Fröhder gilt als ei-
ner der profiliertes-
ten Berichterstatter
aus Krisengebieten:
„Die Pressefreiheit
ist auf fallender Li-
nie. Die Möglichkeit,

sauber und ungehindert zu berich-
ten, wurde in den letzten acht bis
zehn Jahren stark eingeschränkt.“

/ Alfred Schier, Re-
daktionsleiter beim
TV-Sender Phoenix
in Bonn: „Kann man
so weit gehen, zu
sagen, Russland ist
auf dem Weg zurück
in diktatorische Ver-

hältnisse?“

/ Agata Kwiecins-
ka, Musikredakteurin
beim Polnischen
Rundfunk: „Unser
Mediengesetz in Po-
len ist im Grunde in
Ordnung. Doch es
gibt einen riesigen

Unterschied zwischen Theorie und
Praxis.“

/ Christoph Lanz,
Fernsehdirektor bei
der Deutschen Wel-
le: „Die Einschrän-
kung der Pressefrei-
heit geht jeden et-
was an, sie ist keine
Berufskrankheit. Bei

einer Aufnahme in die EU sollten
genau so Kriterien für die Presse
gelten wie für die Staatsbank.“

/ Dirk Sager aus
der deutschen Sekti-
on von „Reporter
ohne Grenzen“: „Wa-
rum gleitet Russland
ab in Nationalismus
und Chauvinismus?
Warum trägt das

Volk diese Entwicklung? Die Ant-
wort beginnt bei der Gleichschal-
tung der Medien.“

Gemeinsamer Unterricht an Grundschulen
An den Grundschulen gibt es
beim Unterricht von Kindern mit
einer Behinderung zwei Systeme:
Die Kinder können in die Regel-
klassen integriert werden und be-
kommen einen zusätzlichen Son-
derschullehrer, der immer wieder
separat mit den Kindern arbeitet.
Das andere Modell ist der „Ge-
meinsame Unterricht“, wie es ihn
etwa an der Aachener Grundschu-
le Am Höfling gibt.

In GU-Klassen sitzen sechs bis
acht Kinder mit einer Behinderung
mit Kindern ohne Behinderung zu-
sammen. „Es wird dabei so viel wie
möglich gemeinsam und in Doppel-
besetzung unterrichtet“, sagt Höf-
ling-Schulleiterin Anita Groß.

Es gibt mehr integrative Plätze in
Grundschulen als an weiterführen-
den Schulen. Ausreichend ist die
Zahl aber auch hier nicht.

CHRONOLOGIECHRONOLOGIE

/ Im Schuljahr 1985/86 startet die
erste Integrationsklasse an der Ge-
samtschule Bonn-Beuel. Unter den
22 Schülern sind fünf Schüler mit
Förderbedarf. Ein Jahr später werden
an der Gesamtschule Köln-Holweide
drei Integrationsklassen mit jeweils
zwei bis drei Schülern mit Förderbe-
darf gebildet.

/ 1989 wird ein Zuschlag von 0,7
Lehrerstellen pro Integrationsklasse
unabhängig von der Zahl der Förder-
schüler festgelegt. Damit können die
Klassen verkleinert werden, und eine
Doppelbesetzung am Lehrerpult wird
ermöglicht. Im ganzen Land werden
nun Integrationsklassen mit jeweils
vier bis fünf Förderschülern bei 22
Schülern Klassenstärke eingerichtet.

/ Bis 2002 werden in NRW 40 In-
tegrationsklassen in der Sekundar-
stufe I gebildet. Die Zahl der Schüler
mit Förderbedarf liegt in der Regel
zwischen vier und sechs, die Klassen
sind 22 bis 24 Schüler stark.

/ 2002 wird dann der sogenannte
Ganztagszuschlag verändert. Die
Schulen arbeiten nun mit den Zu-
weisungen für Gesamtschulen. Um
die Betreuung sicherzustellen, müs-
sen mehr Schüler mit Förderbedarf
aufgenommen werden. Nun werden
bis zu acht Schüler in eine Klasse
aufgenommen. Letztlich stehen 0,7
zusätzliche Lehrer pro Förderkind zur
Verfügung.

/ 2003 wird der Stellenzuschlag
weiter gekürzt. Statt 0,7 zusätzliche
Lehrerstellen pro Förderschüler wer-
den in der Sekundarstufe I nur noch
0,1 zusätzliche Lehrerstellen finan-
ziert. Heute wird diskutiert, den
Stellenzuschlag sogar auf 0,08 Stel-
len zu verkürzen, um weitere Inte-
grationsklassen zu finanzieren.
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Zu wenig Plätze, kaum Lehrer, keine Sicherheit
Das Land will mehr Integrationsklassen. Zwar gibt es dafür neue Pädagogen, die reichen aber längst nicht aus. Eltern machen sich Sorgen um die Förderung.
VON THORSTEN KARBACH

Aachen. Walther Kröner würde
die Tür seiner Schule gerne weiter
öffnen. Er würde sie gerne ganz
weit aufstoßen für Kinder mit Be-
hinderung und diese Seite an Seite
mit Kindern ohne Behinderung
unterrichten lassen. Das macht er
seit 14 Jahren erfolgreich an seiner
Schule – der Gesamtschule Brand
im Aachener Süden. Doch sein
Wunsch, die Integration weiter
auszubauen, ist immer schwieri-
ger zu erfüllen.

Eigentlich soll der gemeinsame
Unterricht von Kindern mit und
ohne Behinderung ausgebaut wer-
den. Das Interesse der Schulen ist
da, in Aachen wird die Hauptschu-
le Drimborn nach den Ferien eine
erste Integrationsklasse einrich-
ten. Doch mehr Integrationsklas-

sen bedeuten auch mehr Lehrer
für die Schulen. Denn wer eine
Integrationsklasse für Kinder mit
Förderbedarf eröffnet, der hat ei-
gentlich auch Anspruch auf zu-
sätzliche Lehrer – 0,1 Stellen pro
Kind mit Förderbedarf um genau
zu sein. Doch ein Budget für und
einen gesetzlichen Anspruch auf
zusätzliche Lehrerstellen in Integ-
rationsklassen gibt es nicht. Des-
wegen zittern nun die Schulen, die
längst Integrationsklassen einge-
richtet haben, um ihre Lehrer – so
wie die Gesamtschule Brand.

Christa Rößler kann da nur mit
dem Kopf schütteln. Es macht sie
wütend, dass sie immer noch ge-
gen Widerstände ankämpfen
muss, wenn es um die Integration
behinderter Kinder geht. Rößler
ist Vorsitzende des Vereins „Ge-
meinsam leben, gemeinsam ler-
nen“. Seit 20 Jahren streitet die
Initiative für die Integration be-
hinderter Menschen. Und sie for-
dert, den Mehrbedarf an Lehrern
endlich gesetzlich zu verankern.
„Das wollen wir erreichen!“, sagt
Rößler. Das Ausrufezeichen ist da-
bei deutlich zu hören. Am 20. Mai
ist ein Netzwerk von Elterninitiati-
ven zu einer Anhörung im Land-
tag (14 Uhr) geladen.

Die Eltern befürchten, dass die
unsichere Finanzierung der Lehrer
Schulen davon abhält, Integrati-
onsklassen zu eröffnen. Letztlich
würde alles so bleiben, wie es ist.
Und das reicht dem Verein „Ge-
meinsam leben, gemeinsam ler-
nen“ nicht. Europaweit besuchen
80 Prozent aller Kinder mit Behin-
derung eine integrative Lerngrup-
pe. In Deutschland besuchen 80
Prozent eine Förderschule.

Die Grenze des Machbaren

Wenn die Eltern den Unterricht
an der Gesamtschule Brand verfol-
gen, dann sehen sie die Erfolge der
Integrationsklassen. Sie sehen
aber auch, dass es nur wenige
Schüler mit Behinderung sind, die
in diesen Klassen einen Platz fin-
den. 48 sind es im laufenden
Schuljahr. Unter den jeweils 24
Schülern einer Klasse sind acht
Förderschüler. Das sei die Grenze
des Machbaren, sagt Schulleiter
Kröner. Die Zahl der Interessenten
übersteigt die Zahl der Plätze deut-
lich – in diesem Jahr gab es 21
Anmeldungen für acht Plätze.

Aus dem Schulministerium
heißt es, die Landesregierung wol-
le die Zahl der integrativen Lern-
gruppen weiter erhöhen. Derzeit
lernen 14 Prozent aller Schüler
mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf in einer allgemeinbilden-
den Schule. Der Ausbau erfordert
entsprechende Lehrer. Um den
personellen Mehrbedarf im Unter-
richt von behinderten und nicht
behinderten Schülern abzude-
cken, gibt es für die Sekundarstufe
I 230 Stellen. Zum kommenden

Schuljahr kommen 40 Stellen hin-
zu. Über die Verteilung der Lehr-
kräfte entscheiden aber die Be-
zirksregierungen – eine gesetzli-
che Zuweisung fehlt.

Wer keinen Platz in einer Inte-
grationsklasse findet, der „muss“
auf Förderschulen ausweichen. Es
gibt zwar auch Kinder mit Behin-
derungen, die an anderen Schulen
Regelklassen besuchen, aber dies
sind ausschließlich Kinder mit
leichten Behinderungen. „Ein
Kind mit Down-Syndrom kann in
einer Regelklasse nicht mithal-
ten“, sagt Rößler. In einer Integra-

tionsklasse dagegen schon.
Müssten sich noch mehr Schu-

len die vorhandenen Lehrer tei-
len, wären Schulen wie die Ge-
samtschule Brand gezwungen, die
Integrationsklassen auf bis zu 30
Schüler zu vergrößern und könn-
ten seltener in Doppelbesetzung –
also mit zwei Lehrern – arbeiten.
Eine Stellenkürzung von bis zu 20
Prozent wird befürchtet, damit an
anderen Schulen überhaupt Fach-
pädagogen arbeiten können. Das
wäre, so die Eltern, fatal für die
Integration. Die Kinder nehmen
in einer Integrationsklasse mög-

lichst viel am Regelunterricht teil,
verfolgen aber gleichzeitig ihr ei-
genes Programm. „Zieldifferen-
ziertes Lernen“ nennt sich das.
Wenn etwa Englischvokabeln ge-
lernt werden, dann sind
es für Schüler mit För-
derbedarf ein paar we-
niger.

Ulrike Duyster findet
es „paradox“, dass sich
mehr Schulen engagie-
ren sollen und dann die
Schulen, die bereits er-
folgreich Integrations-
klassen anbieten, „ge-
kniffen“ sind. Zuletzt
bekam die Mutter von der Bezirks-
regierung zu hören, sie solle sich
keine Sorgen machen. Irgendwie
bekäme man das schon hin. „Die
Lehrerversorgung der bestehen-
den integrativen Lerngruppen an

Gesamtschulen erfolgt für das
kommende Schuljahr unverän-
dert“, erklärt Christina Theißen
für die Bezirksregierung. Aber die
Eltern machen sich Sorgen. Schon

im nächsten Jahr wäre ohne ge-
setzliche Regelung wieder Hoffen
und Bangen angesagt. „Dabei wür-
den sich bestimmt mehr Schulen
engagieren, wenn die Rahmenbe-
dingungen stimmen“, sagt Rößler.

Sorgen sich um die Zukunft der Integrationsklassen: Schulleiter Walther
Kröner (von links), Ute Malmes, Christa Rößler, Schulleiterin Anita Groß
und Ulrike Duyster. Foto: Harald Krömer

Welche Perspektive haben die Integrationsklassen? In diesem Unterrichtsmodell arbeiten Kinder mit und ohne Behinderung Seite an Seite. Foto: Imago

„Es würden sich bestimmt
mehr Schulen engagieren,
wenn die Rahmen-
bedingungen stimmen.“
CHRISTA RÖßLER, „GEMEINSAM
LEBEN, GEMEINSAM LERNEN“


